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Antrag 

der Abgeordneten Kühlthau, Frau Dr. Schwarzhaupt, 
Frau Pitz-Savelsberg, Berger, Brück, Hübner und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbeamtengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung vom 
18. September 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1338) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 36 Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort 
„Staatssekretäre" das Komma und das Wort 
„Unterstaatssekretäre" gestrichen. 

2. In § 72 Abs. 3 tritt an die Stelle des Wortes 
„sechzig" das Wort „siebenundfünfzig". 

3. § 111 Abs. 3 wird gestrichen; Absatz 4 wird 
Absatz 3. 

4. In § 112 wird folgende Nummer 3 angefügt: 

„3. die unter das Häftlingshilfegesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. März 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 168) fallenden 
Personen in Gewahrsam verbracht haben." 

5. In § 113 Abs. 2 werden die Worte „und 3" ge- 
strichen. 

6. § 115 Abs. 2 wird gestrichen; Absatz 3 wird 
Absatz 2. 

7. In § 116 Abs. 1 Nr. 1 werden folgende Buchstaben 
c und d angefügt: 

„c) hauptberuflich im Dienst der Fraktionen 
des Bundestages oder der Landtage oder 

d) im Dienst von kommunalen Spitzenver- 
bänden". 
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8. In § 116a Satz 2 werden nach dem Wort „Lauf- 
bahn" die Worte „oder für die Abschlußprüfung 
an einer Bau- und Ingenieurschule oder einer 
anderen Fachschule" eingefügt. 

9. § 118 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Ruhegehalt beträgt bei Vollendung 
einer zehnjährigen ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
fünfunddreißig vom Hundert und steigt mit 
jedem weiter zurückgelegten Dienstjahr 

bis zum vollendeten fünfundzwanzigsten 
Dienstjahr um zwei vom Hundert, 
von da ab um eins vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zum 
Höchstsatz von fünfundsiebzig vom Hundert. 
Bei kürzerer als zehnjähriger ruhegehaltfähiger 
Dienstzeit beträgt das Ruhegehalt fünfunddreißig 
vom Hundert. Dabei wird eine ruhegehaltfähige 
Dienstzeit von mehr als 182 Tagen als volles 
Dienstjahr berechnet. Mindestens werden sech- 
zig vom Hundert der jeweils ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der siebenten Dienstalters- 
stufe der Besoldungsgruppe A 1 gewährt." 

10. Nach § 124 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 124a 

(1) Eine Witwe, der nach § 123 Anspruch auf 
Witwengeld zusteht, erhält im Falle einer Wie- 
derverheiratung auf Antrag eine Witwenab- 
findung. 

(2) Die Witwenabfindung beträgt das Vier- 
undzwar, zigfache des Witwengeldes des Monats, 
in dem sich die Witwe wiederverheiratet; die 
Abfindung ist in einer Summe zu zahlen. 
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(3) Lebt das Witwengeld nach § 164 Abs. 3 
wieder auf, so ist die Witwenabfindung, soweit 
sie für eine Zeit berechnet ist, die nach dem 
Wiederaufleben des Witwengeldes liegt, in an- 
gemessenen monatlichen Teilbeträgen einzube- 
halten. 11 

11. Dem § 125 wird fogender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Ein Unterhaltsbeitrag nach Absatz 2 
kann der geschiedenen Ehefrau eines verstor- 
benen Beamten bewilligt werden, wenn der Ver- 
storbene für überwiegend schuldig erklärt war.' 1 

12. In § 128 Abs. 4 werden nach den Worten „§ 125 
Abs. 1 und" die Worte „4 sowie" eingefügt. 

13. § 131 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Vorschrift wird Absatz 1; 

b) als Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Unterhaltsbeiträge nach § 125 Abs. 2 
und 3 sowie § 126 Abs. 3 können auf 
Antrag bereits vom Ende des Sterbemonats 
ab gezahlt werden, auch wenn Sterbegeld 
gewährt ist. Sie dürfen die für die Zeit nach 
Ablauf des Sterbegeldes bei Anwendung des 
§ 128 sich ergebenden Beträge nicht über- 
schreiten." 

14. § 158 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Ruhestandsbeamte und für 
Witwen die für denselben Zeit- 
raum bemessenen ruhegehaltfähi- 
gen Dienstbezüge, aus denen das 
Ruhegehalt berechnet ist, 

2. für Waisen vierzig vom Hundert 
der unter Nummer 1 bezeichneten 
Dienstbezüge." 

b) in Absatz 4 Satz 1 sind hinter dem Wort 
„Ruhestandsbeamte" die Worte „und Wit- 
wen" einzufügen; 

c) Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Entsprechend bemißt sich die Höchstgrenze 
für Waisen (Absatz 2 Nr. 2)." 

15. § 160 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. für Witwen (Absatz 1 Nr. 3) fünfundsiebzig 
vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge, aus denen das dem Witwengeld zu- 
grunde liegende Ruhegehalt berechnet ist." 

16. Nach § 160 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 160a 

(1) Erhält ein Versorgungsempfänger Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen oder 
aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterblie- 


benenversorgung für Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes, so sind neben den Renten die 
Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen der 
in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze zuzüg- 
lich eines Betrages in Höhe von zehn vom Hun- 
dert dieser Renten ohne Kinderzuschuß zu 
zahlen. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Ruhestandsbeamte der Betrag, der 
sich nach den §§ 118, 140 oder 181a 
Ruhegehalt zuzüglich Kinderzuschlä- 
gen ergeben würde, wenn der Berech- 
nung zugrunde gelegt werden 

a) bei den ruhehaltfähigen Dienst- 
bezügen 

die Endstufe der Besoldungsgruppe, 
aus der sich das Ruhegehalt be- 
mißt, 

b) als ruhegehaltfähige Dienstzeit 

die Zeit vom vollendeten siebzehn- 
ten Lebensjahr bis zum Eintritt des 
Versorgungsfalles zuzüglich der 
Zeiten, um die sich die ruhege- 
haltfähige Dienstzeit erhöht, und 
der Zeiten einer rentenversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung oder 
Tätigkeit nach Eintritt des Versor- 
gungsfalles; 

2. für Witwen der Betrag, der sich aus 
Witwengeld ohne Kinderzuschläge, 
für Waisen der Betrag, der sich als 
Waisengeld zuzüglich Kinderzuschlag 
aus dem Ruhegehalt nach Nummer 1 

ergeben würde. 

(3) Als Renten im Sinne des Absatzes 1 gel- 
ten nicht 

1. bei Ruhestandsbeamten (Absatz 2 
Nr. 1) die Hinterbliebenenrenten aus 
einer Beschäftigung oder Tätigkeit des 
Ehegatten, 

2. bei Witwen und Waisen (Absatz 2 
Nr. 2) Renten auf Grund einer eigenen 
Beschäftigung oder Tätigkeit. 

(4) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 blei- 
ben außer Ansatz der Teil der Rente (Absatz 1), 
der 

1. dem Verhältnis der Versicherungs- 
jahre auf Grund freiwilliger Weiter- 
versicherung oder Selbstversicherung 
zu den gesamten Versicherungsjahren 
entspricht, 

2. auf einer Höherversicherung beruht. 

Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber Zu- 
schüsse in Hohe von mindestens der Hälfte der 
Beiträge geleistet hat. 

(5) In den Fällen des § 125 Abs. 2, 3 werden 
die Renten im Sinne des Absatzes 1 voll auf den 
Versorgungsbezug angerechnet. Absatz 3 gilt 
entsprechend." 
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17. § 164 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung: 

„ein von der Witwe infolge Auflösung der Ehe 
erworbener neuer Versorgungsanspruch, Unter- 
haltsanspruch oder Rentenanspruch aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen oder aus einer 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenfür- 
sorge für Angehörige des öffentlichen Dienstes 
ist auf das Witwengeld anzurechnen. “ 

18. § 165 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. den Bezug eines Einkommens (§ 158), einer 
Versorgung (§ 160) oder einer Rente 

(§§ 160a, 164 Abs. 3), die Witwe und Waise 
auch die Verheiratung (§ 164 Abs. 1 Nr. 1),". 

19. In § 166 Nr. 6 werden die Worte „§§ 158 und 
160“ ersetzt durch die Worte „§§ 158, 160 und 
160a“. 

20. In § 181 Abs. 9 werden am Ende des Satzes 2 
die Worte angefügt „und des § 160a Abs. 2 
Nr. 1“. 
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2,1. Nach § 181a wird folgende Vorschrift eingefügt: 

I „§ 181b 

Ist ein Beamter aus Anlaß des ersten oder 
zweiten Weltkrieges in Kriegsgefangenschaft 
geraten und darin verstorben, so wird Versor- 
gung nach § 181a Abs. 1 bis 5 gewährt; sein 
Tod gilt als Beschädigung im Sinne der in 
§ 181a Abs. 6 Satz 1 genannten Vorschriften.“ 

22. § 182 wird 'gestrichen. 

j Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 

' Verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

I 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1960 in Kraft. 


Bonn, den 17. Februar 1960 


Kühlthau 

Frau Dr. Schwarzhaupt 
Frau Pitz-Savelsberg 
Berger 
Brück 
Hübner 
Demmelmeier 
Eilers (Oldenburg) 
Etzenbach 
Hackethal 
Dr. Heck 
Dr. Kempfier 
Kramei 
Kühn (Bonn) 

Meis 

Dr. Miessner 
Dr. Schranz 
Seidl (Dorfen) 

Dr. Stecker 
Dr. Storm (Duisburg) 
Frau Dr. h. c. Weber (Essen) 
Dr. Werber 
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Begründung 


Der vorliegende Gesetzentwurf enthält einige Vor- 
schläge zur Änderung geltender beamtenrechtlicher 
Vorschriften, insbesondere auf versorgungsrecht- 
lichem Gebiet. Zur Begründung der Änderung wird 
folgendes ausgeführt: 


ZU ARTIKEL 1 j 

i 

Zu Nr. 1 

i 

Bei den Beamten auf Lebenszeit sind im Verlauf der i 
Besoldungsverhandlungen im Jahre 1956 „Unter- 
staatssekretäre 11 neu in die Besoldungsordnung, An- ■. 
läge I, aufgenommen worden. Der Haushaltsaus- | 
schuß des Bundestages hat aber die Einrichtung von 
Unterstaatssekretär-Stellen abgelehnt, so daß es sich 
empfiehlt, das Wort „Unterstaatssekretäre" wieder 
zu streichen. 1 

Zu Nr. 2 

Die Arbeitszeit der Bundesbeamten darf, soweit der , 
Dienst in Bereitschaft besteht, entsprechend den 
dienstlichen Bedürfnissen verlängert werden, dann 
aber im wöchentlichen Zeitraum 60 Stunden nicht 
überschreiten. Nachdem aber die im § 72 Abs. 1 BBG 
geregelte regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit von 
im Durchschnitt 48 Stunden auf 45 Stunden herab- 
gesetzt worden ist, empfiehlt es sich, eine entspre- 
chende Beschränkung der wöchentlichen Höchst- 
arbeitszeit, wenn sie in Dienstbereitschaft besteht, 
von 60 auf 57 Stunden vorzunehmen. . 

Zu Nr. 4 

Die vorgeschlagene Bestimmung bezweckt, Perso- ; 
nen, die unter das Häftlingshilfegesetz vom 
13. März 1957 fallen, die Zeit auf ihr ru hegehalt- | 
fähiges Dienstalter anzurechnen, die sie in Gewahr- 
sam verbracht haben. 

Zu Nr. 6 

§ 115 Abs. 2 BBG behandelt das Zusammentreffen 
von Beamtenpensionen und Renten aus den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen. Die im § 115 Abs. 2 
BBG getroffene Regelung hat zu erheblichen 
Schwierigkeiten und in einzelnen Fällen zur Zah- ' 
lung unvertretbar hoher Versorgungsleistungen 
(Ruhegehalt bzw. Witwengeld zuzüglich Renten) , 
geführt. Es wird daher empfohlen, die bisherigen 
Bestimmungen des § 115 Abs. 2 BBG zu streichen. 1 
An ihre Stelle tritt der gemäß Artikel 1 Nr. 16 die- | 
ses Gesetzentwurfs in das BBG neu einzufügende 
§ 160a. 

Zu Nr. 7 

§ 116 Abs. 1 BBG führt gewisse Vordienstzeiten 
auf, die ein Beamter nach Vollendung des 17. Le- 


bensjahres vor der Berufung in das Beamtenver- 
hältnis zurückgelegt hat und die als ruhegehalt- 
fähige Dienstzeit berücksichtigt werden können. Zu- 
sätzlich als solche berücksichtigungsfähige Dienst- 
zeit soll auch der hauptberufliche Dienst in den 
Fraktionen des Bundestages und der Landtage und 
bei den kommunalen Spitzenverbänden gelten. 

Zu Nr. 9 

Gemäß Satz 3 des Entwurfs soll bei der Feststel- 
lung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit eine Zeit von 
mehr als 182 Tagen als volles Dienstjahr berech- 
net werden, während bisher nur volle Jahre berück- 
sichtigt werden können. Die in Satz 4 vorgesehene 
Mindestpension bedarf, vor allem auch im Hinblick 
auf die Verbesserungen der Leistungen der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen, einer Erhöhung. Es 
wird daher vorgeschlagen, die Mindestpension auf 
60 v. H. der jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
aus der siebenten, bisher aus der dritten Dienst- 
altersstufe der Besoldungsgruppe A 1 festzusetzen. 
Das bedeutet eine Erhöhung der Mindestpension 
um 24 DM monatlich. 

Zu Nr. 10 

Der neu in das Bundesbeamtengesetz einzufügende 
§ 124a sieht die Möglichkeit der Gewährung einer 
Witwenabfindung an eine Witwe, die Anspruch auf 
Witwengeld hat, im Falle ihrer Wiederverheira- 
tung vor. Eine entsprechende Bestimmung war in 
früheren beamtenrechtlichen Vorschriften enthalten, 
aber in das Bundesbeamtengesetz vom 14. Juli 1953 
nicht aufgenommen worden. Es empfiehlt sich, die 
Witwenabfindung wieder einzuführen. Sie soll das 
24fache des Witwengeldes ausmachen, das der 
Witwe in dem Monat zustand, in dem sie sich wie- 
der verheiratet. 

Absatz 3 sieht eine Anrechnung der gezahlten Ab- 
findung für den Fall vor, daß das Witwengeld vor 
Ablauf der 24 Monate wieder auflebt. 

Zu Nr. 11 

Nach § 125 BBG ist der schuldlos geschiedenen 
Ehefrau eines verstorbenen Beamten oder Ruhe- 
standsbeamten ein Unterhaltsbeitrag bis zur Flöhe 
des Witwengeldes zu zahlen, wenn der verstorbene 
Beamte zur Zeit seines Todes dieser Unterhalt zu 
gewähren hatte. Der vorgesehene neue Absatz 4 
sieht vor, daß auch der minderschuldig geschiede- 
nen Ehefrau ein solcher Unterhaltsbeitrag gewährt 
werden kann. Ein Rechtsanspruch auf einen Unter- 
haltsbeitrag soll jedoch in diesem Falle nicht er- 
wachsen. 

Zu Nr. 13 

Gemäß § 131 BBG können Witwen- und Waisen- 
geld sowie Unterhaltsbeiträge nach den §§ 125, 126 
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oder 131 BBG nicht vor Ablauf der Zeit gewährt 
werden, für die Sterbegeld gezahlt worden ist. 
Sterbegeld wird für die auf den Sterbemonat fol- 
genden 3 Monate gezahlt. Soweit ein Beamter oder 
Ruhestandsbeamter seiner schuldlos geschiedenen 
Ehefrau Unterhalt zu leisten hatte, kann dieser nach 
dem Tode des Beamten ein Unterhaltsbeitrag bis 
zur Hohe des Witwengeldes gewährt werden. Nach 
§ 131 BBG kann die Zahlung aber erst nach 3 Mona- 
ten aufgenommen werden, so daß der schuldlos ge- 
schiedenen Ehefrau für die Zeit der Zahlung des 
Sterbegeldes ein Unterhaltsbeitrag nicht gezahlt 
werden kann. Das Sterbegeld fließt den Hinterblie- 
benen des verstorbenen Beamten zu. Die vorge- 
schlagene neue Bestimmung ermöglicht die Zahlung 
des Unterhaltsbeitrages auch für die Zeit, für die 
Sterbegeld gewährt worden ist. 

Zu Nr. 14 

§ 158 BBG regelt das Ruhen der Versorgungsbezüge, 
wenn ein Versorgungsberechtigter aus einer Ver- 
wendung im öffentlichen Dienst Einkommen be- 
zieht. In diesem Falle erhält der Ruhestandsbeamte 
neben seinem Einkommen Versorgungsbezüge höch- 
stens bis zur Höhe der für denselben Zeitraum 
bemessenen ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, aus 
denen das Ruhegehalt berechnet ist, während für 
Witwen die Höchstgrenze auf 75 v. H. der sich da- 
nach ergebenden Dienstbezüge festgesetzt worden 
ist. Es ist gerechtfertigt, die Witwen den Ruhe- 
standsbeamten gleichzustellen. 

Zu Nr. 15 

§ 160 BBG behandelt das Zusammentreffen mehre- 
rer Versorgungsbezüge aus öffentlichem Dienst. Die 
bisher für Witwen geltende Höchstgrenze von 
60 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, aus 
denen das dem Witwengeld zugrunde liegende 
Ruhegehalt berechnet wird, wird auf 75 v. H. er- 
höht. 

Zu Nr. 16 

Der neu einzufügende § 160a tritt praktisch an die 
Stelle des bisherigen § 115 Abs. 2 BBG. Er hat die 
Aufgabe, die sich für den Beamten aus Rentenrecht 
und Beamtenrecht ergebende Gesamtversorgung auf 
ein sozialpolitisch, beamtenpolitisch und finanz- 
politisch vertretbares Maß zurückzuführen. Sie 
schützt den echten Berufsbeamten, der frühzeitig, 
nach Abschluß des Schulbesuches oder seiner Aus- 
bildung, in das Beamtenverhältnis eintritt und als 
Versorgungsbezüge höchstens 75 v. H. seines letzt- 
erdienten Gehalts erreichen kann. Die bisherigen 
Anrechnungsvorschriften, insbesondere § 115 Abs. 2 
BBG, werden dieser Aufgabe nicht gerecht. Die end- 
gültige Regelung wurde seinerzeit zurückgestellt, 
da die Auswirkungen der Rentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetze noch nicht übersehen werden 
konnten. 


Durch die vorgeschlagene neue Vorschrift wird der 
rentenberechtigte Beamte versorgungsrechtlich so 
behandelt, wie wenn er vom vollendeten 17. Le- 
bensjahr an im Beamtenverhältnis gestanden hätte 
(Absatz 1 und 2). Die Tatsache, daß der renten- 
berechtigte Beamte für die Zeiten seiner versiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung im privatrechtlichen 
Vertragsverhältnis innerhalb oder außerhalb des 
Öffentlichen Dienstes Beiträge zur Rentenversiche- 
rung geleistet hat, wird durch den in Absatz 1 vor- 
gesehenen Freibetrag von 10 v. H. der Rente be- 
rücksichtigt. Dabei wird im Laufe der Beratungen 
anhand konkreter Beispiele geprüft werden müs- 
sen, ob der lOprozentige Freibetrag angemessen ist. 

Ziel der Regelung ist es, die Überhöhung der Ver- 
sorgung auszuschließen, soweit sie aus einer frü- 
heren versicherungspflichtigen Tätigkeit des Beam- 
ten selbst erwächst. Absatz 3 läßt deshalb z. B. die 
Renten aus einem Beschäftigungsverhältnis des 
Ehegatten anrechnungsfrei. Ebenso werden die 
Rententeile aus freiwilliger Versicherung nicht er- 
faßt, soweit hinter ihr nur die Fiktion einer Ar- 
beitsleistung steht (Absatz 4). In Fortführung des 
Gedankens des bisherigen § 115 Abs. 2 BBG werden 
die Renten aus der Zusatzversorgung für Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes wie die Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen in die 
Regelung einbezogen und entsprechend behandelt. 

Für Unterhaltsbeiträge nach § 125 Abs. 2, 3 BBG ist 
in Absatz 5 eine volle Anrechnung der Renten vor- 
gesehen. Soweit der Unterhaltsanspruch der frühe- 
ren Ehefrau bereits nach Rentenrecht erfüllt wird, 
besteht kein Bedürfnis nach zusätzlichen Leistungen 
des Dienstherrn. 

Zu Nr. 21 

Der durch das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen vom 11. September 1957 (BGBL I S. 1275) 
eingefügte § 181a BBG sieht eine Verbesserung der 
Versorgung in den Fällen vor, in denen früher ge- 
mäß § 27a des Wehrmachtseinsatzfürsorge- und 
-Versorgungsgesetzes vom 7. Mai 1942 einem ver- 
wundeten oder verletzten Beamten erhöhte Unfall- 
versorgung gewährt wurde. Diese Bestimmung ist 
— mit Ausnahme im Land Bayern — mit Kriegsende in 
Fortfall gekommen. Einen gewissen Ausgleich be- 
deutet die in § 181a BBG erfolgte Aufstockung des 
v. H. -Satzes des Ruhegehaltes um 20 v. H. bis zum 
Höchstsatz von 75 v. H. Der strenge Wortlaut des 
§ 181 BBG ließ aber die Einbeziehung derjenigen 
Beamten nicht zu, die aus Anlaß des 1. oder 
2. Weltkrieges in Kriegsgefangenschaft geraten und 
darin verstorben waren. Das hat in der Praxis zu 
erheblichen Härten geführt. Deshalb sieht der neu 
einzufügende § 181b vor, daß, wenn ein Beamter 
in Kriegsgefangenschaft geraten und darin verstor- 
ben ist, ebenfalls Versorgung nach § 181a BBG ge- 
währt wird. 
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